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Beklagte und Revisionsklägerin,

g e g e n

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der @„ S nat des Bundessozialgerichts aufgrund der

mündlichen Verhandlung vom 9, März 1966 durch

Senatspräsident P e n g u i t t

— Vorsitzender —,
Bundesrichter S o h m i t t .v 1 1 und
Bundesrichter Dr() E c k e r , _ _Bundessozialriehter Dr° K a i s e r und

{"Bundessozialrichter Z 0 l l e n k o p l

für Recht erkannt‘

Die Revision éegen das Urteil des Landessozialgerichts

Baden—Württemberg vom 25° November 4965 wird zurückge—

wieseno

Die Beklagte hat der Klägerin die Kosten auch des Revi—

sionsverfahrens zu erstattcno
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G r ü n d e
___—__—_.___——

Es ist streitig, ob der Klägerin die sog. Vergleichsrente nach

Art, 2 5 42 des Arbeiterrentenversichcrungs—Neuregelungsge—

setzes (ArVNG) zustehto

Für die Klägerin waren im Jahre 1927 26 Wochenbeiträge als

Pflichtbeiträge zur Invalidenversicherung entrichtet werden„ En—

de Dezember 1956 setzte sie die Versicherung freiwillig fert„‚

Sie leistete am 29" Dezember 1956 und im Januar 1957 je einen

Wochenbeitrag, ferner für die Monate Januar 1957 bis November

1959 insgesamt 55 Monatsbeiträge; schließlich überwies sie der

Beklagten nach dem 280 Februar 1957 noch 559,50 DM;_dieser Be—

trag wurde für 104 Wochenbeiträgc der Klasse V für die Jahre

1955 und 1956 verrechnet° Diese Zahlung ging auf eine Belehrung

zurück‚ welche die Beklagte der Klägerin durch die zuständige

Ortsbehörde für die Arbeiter— und Angestelltenversicherung

hatte zuteil werden lasseno ‘

Auf einen im Dezember 1959 gestellten Antrag der Klägerin hin

bewilligte ihr die Beklagte durch Bescheid vom 5‚ Mai 1961 Ren—

te wegen Berufsunfähigkeit vom 10 April 1960 an — berechnet

nach dem vom 10 Januar 1957 an geltenden Recht — mit monatlich

18,50 DM° Die Berechnung der Rente nach dem — für die Klägerin

günstigeren — alten Recht lehnte sie ab, weil die Anwartschaft

aus den bis zum 516 Dezember 1956 entrichteten Beiträgen zu

diesem Ze■punkt nicht, wie es Art° 2 5 42 ArVNG verlänge, er—
halten gewesen sei„ ' ‘

‚Das Sozialgericht (SG) Heilbronn hat die auf Gewährung der
Vergleichsrente gerichtete Klage abgewiesen, das Landessozial—

2gericht (LSG) Baden—Württemberg dagegen die Beklagte durch Ur—
' teil vom 250 November 1965 antragsgemäß verurteilt„ Das Berufungs—

gericht hat die Erfordernisse des Art„ 2 % 42 ArVNG mit folgen—

der Begründung als erfüllt angesehen: Die Anwartschaft sei zum
51° Dezember 1956 aus dem am 290 Dezember 1956 entrichteten

&
Wechenbeitrag erhalten gewesen„ Die Klägerin habe auch von
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1957 an für jedes Jahr vor dem Eintritt des Versicherungs—

fellcs mindestens neun Konatsbeiträge entrichteto Vom Bun—

dessozielgericht (BSG) werde allerdings weiter gefordert, daß

beim Eintritt des V rsicherungsfelle die Wartezeit erfüllt

sei mit Eeitr'aigen7 die für die Zeit nach dem 51. Dezember 1956

entrichtet worden seien, und vor dem 1. Januar 1957 entrich—

teten Beiträgen, aus denen die Aan. „ch ft zum 51. Dezember

1956 erhalten gewesen sei (BSG 15, 271). Dabei habe des BSG

Jedoch Besonderheiten; wie sie der vorliegende Streitfall auf—

neise‚ offensichtlich nicht bedacht° Eine dieser £csonder—

heiten sei, daß die Klägerin Beiträge für die Jahre 1955

und 195" — von der Beklagten nicht beanstendet und deshalb

wirksem — nachentrieh et habe° Wenn auch diese Beitrag ge bei

der Anwendung des Art. 2 5 42 ArVKG im Rehmcn der Anwartschafts—

erha ltung keine Rolle spielen dürften, so müßten sie doch bei
1.‘ „-der _rag e nach der Lr fllung der nart0:eit berücksichtigt wer—

den" Die zweite Besonderheit bestehe darin, daß die Nachcnt—

richtung der Beiträg 0 fur 19 55 und 956 die Folge einer aus—

drucklichen, auf eine möglichst rasche erüllung der Wartcseit

hinzielenden Bel ehrung durch die Beklagte gewesen
sei. Die

hlägerin habe nie zum Ausdruck gebrecht, daß sie Höherver—

eherungsbeiträge entrie hten wolle; die teilweise Doppel—

belegung der Monate Dezember 1956 und Januar 1957 mit Bei—

trägen ents preche nieht ihrem willen und Mh em Interes seo Die

Beklagte hätte von der Klägerin für die Jahre 1955 und 1956

nicht 104, sordern nur 105 wochenbeiträge noch ordern dürfen

und auch auf die zweifache Belegung des Konats Januar 1957

aufmerksam mechen müssen° Deshalb midsec sie eine Undatierung

der in den Jehrcn 1957 bis 1959 entrieht eten Ionetsbeiträte

Ngelten lassen° Zu Gunsten der Klägerin seien die ‚5 Konats—

beiträge um ;e„ei ls einen Monat auf die Zeit von Februar

957 bis Dezember 1959 zu v r schieben„ Ins;escmt lebe die

klägcrin somit die werte: eit von 60 Bei tre;smonaten durch

die volle Bel egung der Jahre 1955 bis 1959 mit freiw111igen
Beiträgen erfüllt° ‚.g„

Das LSG hat die Revision zugelassen.

Die Beklagte hat.Revision eingelegt} Sie zieht in Ztcifelf. ?
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daß die für die Jahre 1955 und 1956 nachentrichteten Beiträge

auf eine neue Wartezeit angerechnet werden können, Außerdem

sieht sie die angefochtene Entscheidung als dem Sinn und

Zweck der Rentenversicherungsneuregelung zuwidcrlaufend an°

Sie meint, die Auffassung des LSG habe das — vom Gesetz nicht

gewollte — Ergebnis zur Folge, daß das Jißverhältnis, welches

früher bei kurzen Versicherungszeitcn zwischen Beitragslei—

stung und Rente bestanden habe, noch bis Ende 1961 beibehalten

worden wärco

Die Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Klage ab2uweiseno

Die Klägerin beantragt,
die Revision zurückzuweisen.

Sie pflichtet den Entscheidungsgründen des LSG beio

Die Revision ist zulässig, aber unbegründet°

Die Beteiligten gehen zu Recht davon aus, daß die Klägerin auf

Grund der Entrichtung eines freiwilligen Beitrages vor dem

1° Januar 1957 berechtigt war, die im Jahre 1927 mit 26 Wochen—

beiträgen begonnene Versicherung auch nach dem Inkrafttreten

der Rentenversicherungs—Neuregelung fortzusetzen (Art° 2 5 4

Abs° 1 ArVNG)° Deshalb bestehen keine Bedenken gegen die Wirk—

samkeit der von ihr freiwillig entrichteten Beiträgeo Das LSG

hat insbesondere auch die für die Jahre 1955 und 1956 nachcnt—

richteten Beiträge im Ergebnis zu Recht und in Übereinstimmung

mit dem Vorbringen der Beklagten als wirksam angesehen„

Die von der Klägerin geforderte Vergleichsberechnung ist nach
Art„ 2 5 42 ArVNG (idF des RentenversicherungséÄnderungsgc—

setzes vom 90 Juni 1965) anzustellcn, wenn aus den bis zum

280 Februar 1957 entrichteten Beiträgen die Anwartschaft zum

510 Dezember 1956 nach den bis dahin geltenden Vorschriften

erhrlten war und vom 10 Januar 1957 an für jedes Kalenderjahr

vor dem Kalenderjahr des Versicherungsfalles für mindestens

neun Monate Beiträge entrichtet sind" Die zuletzt genannte

Anspruchsv raussetzung — Entrichtung von Jährlich neun Monats—

beiträgen seit 1957 — ist zw ifelsfrei gegeben° Die Klägerin
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hat auch hinsichtlich des einen, im Dezember 1956 entrich—

teten Beitrags das Erfordernis der Erhaltung der Anwartsehaft

zum 51„ Dezember 1956 erfüllto Es ist ständige, auch vom

Sehrifttum gebilligte Rechtsprechung des BSG, daß die Anwart-

schaft zum 51„ Dezember 1956 nicht aus a l l e n bis da—

hin nachgewiesenen Beiträgen vorhanden sein muß (BSG 10, 159;

14, 159; 15, 271)‚ Art, 2 @42 ArVNG setzt nach der Recht—

sprechung des BSG auch nicht voraus, daß die Anwartschaft

zum 51„ Dezember 1956 wenigstens aus so vielen Beiträgen

erhalten war, daß mit ihnen am Stichtag eine Wartezeit er—

füllt war° Diese Auffassung wird mit dem Gedanken der Be-

oit:etandswahrung begründet° Eine schutzwürdige Rechtsstel—

lung wird nicht nur dem Versicherten zuerkannt, der, falls

der Versicherungsfall am 51‚ Dezember 1956 eingetreten wäre,

eine Rente nach altem Recht hätte beanspruchen können, son—

dern auch demjenigen, der — ohne die Wartezeit am 510 Dezem—

ber 1956 erfüllt zu haben — auf Grund seiner Anwartschafts—

erhaltung aus einer geringennZahl von Beiträgen die Möglich—

keit hatte, durch weitere Beitragsleistung bis zum Eintritt
des Versicherungsialles einen Anspruch auf Rente zu erwerben"

Diese Rechtsprechung hat durch die in BSG 15, 271 veröffent—

lichte Entscheidung eine gewisse Einengung erfahrene Aus dem

Sinn des Gesetzes wird ein weiteres — ungecchriebenes —

Erfordernis für die Anwendung des Art° 2 5 42 ArVNG herge—
leitet: die günstig re Berechnung der Rente nach altem Recht

soll nur dann stattfinden, wenn der Versicherte beim Ein—

tritt des Versicherungsfalles bei — hypothetischer — Wei—

tergeltung des alten Rechts rentenberechtigt gew sen wäre,

also außer der zur Rentengewährung allgemein erforderlichen

Wartezeit (55 1246 Abs„ 5, 1249 RVG) auch eine besondere

— fingierte — Wartezeit aus anwartschcfcsverbundenen Bei-

trägen erfüllt hätteo Dies wäre der F;ll, wenn die besondere

Wartezeit erfüllt ist entweder nur mit vor dem 1„ Januar —
bzw° 280 Februar 1957 — entrichteten Beiträgen, aus denen

die Anwartschaft zum 5”. Dezember 1956 erhalten war, oder
aber mit diesen u n d später entrichteten Beiträgeno Un—

ter den später entrichteten können sich, vie das LSG mit
Recht angenommen hat, auch solche Beiträge befinden, die für
eine frühere Zeit wirksam nachentrichtet werden sind„ Diese
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Ännahme steht mit dem Wortlaut des Art. 2 5 42 ArVNG in Ein—
klang. Auf eine Beitragsentrichtung vor dem 1‚ Januar — bzw°

bis zum 28, @ebruar — 1957 kommt
es nur bei der Prüfung der Er—

haltung der nnwartsehaft aus vorher geleisteten Beiträgen an.
Über die Erfüllung einer besonderen Wartezeit sagt das Gesetz

ausdrücklich nichts aus‚ Interpretiert man dieses von der Recht—

sprechung aufgestellte Erfordernis unter Zugrundelegung des

Gedankens der Besitzetandswahrung, wie er im Urteil BSG 14, 159

verstanden wird, so ist entscheidend, daß die Klägerin noch

nach dem 510 Dezember 1956 die Möglichkeit hatte, durch Nutzung

der gesetzlichen Nachentriehtungsfristen die Wartezeit zu erfül—

leno In dem — nichtamtlichen — Leitsatz 2 zu der Entscheidung

BSG 15, 271 wird allerdings gefordert, daß die der Erfüllung

der besonderen Wartezeit dienenden Beiträge, soweit aus ihnen

nicht die Anwartschaft zum 31° Dezember 1956 erhalten war,
“für die Zeit nach dem 510 Dezember 1956 entrichtet” sein müssen.

Diese Formulierung ist aber im Zusammenhang mit dem damals ent—

schiedcnen Streitfall zu verste■nxin dem es nicht um nachentrieh—

tete Beiträge ging. In den Entseheidungsgründen des aaO veröf—

fentlichten Urteils ist auch nur die Rede von der_Erfüllung der

Wartezeit “„„„ zusammen mit den etwaigen später entrichteten

Beiträgen” (8° 279, Zeile 6)‚ Diese Fassung schließt die Be—

rucksichtigung nachentrichteter Beiträge nicht aus{:

Im Einklang mit der vom erkennenden Senat gebilligten Auffassung

des LSG stehen auch Ausführungen im Urteil des BSG vom 12° Sep—

tember 1965 (SozR ArVNG Art° 2 € 42 Nr„ 18 Bl‘, Aa 27, 28, zwei—

ter Ab88t2)04 ‘ '

Der Hinweis der Revision auf das Ungerechte der Mindestrenten—
regelung gerade für den vorliegenden Streitfall vermag nicht zu
einem anderen Ergebnis zu führeno Daß mit einem sehr geringen

Beitragsaufwand noch nach der Rentenreform eine unverhältnis—

mäßig hohe (Mindest—) Rente erzielt werden konnte, liegt in der

Übergangsregelung des Art„ 2 € 42 ArVNG begründete Das — von

der Revision mißbilligte — Ergebnis ist nicht allein auf die

’Möglichkeit der Beitragsnachentrichtung zurückzuführeno Dazu

konnte es auch, ohne daß Beiträge nachentrichtet worden wären,
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bei Versicherten kommen, die —ebenso wie die Klägerin —
nur aus einem Beitrag oder einigen wenigen Beiträgen die

Anwartschaft zum 510 Dezember 1956 erhalten hatten und

zur Erfüllung der besonderen Wartezeit noch in der Lage

waren, weil der Versicherungsfall erst kurz vor Ablauf

des Jahres 1961 eintrat°

&

Mit den mit Beiträgen voll belegten Jahren 1955 und 1956

und der Zeit von Januar 1957 bis November 1959 hat die Klä—

gerin Versicherungszeiten von insgesamt 59 Monateno Den an

der Erfüllung der besonderen Wartezeit fehlenden 600 Monat

hat das LSG durch eine zulässige Verschiebung von Beiträgen

gewonneno Welchen Zeiten freiwillig entriehtete Beiträge zu—

z*reehnen sind, richtet sich nach dem Willen des Versicherten„

Fehlt es an einer eindeutigen Willenser<lärung — in den Ent—

wertungsdaten allein muß eine solche nicht gesehen werden —‚

so kommt es auf den den Umständen zu entnehmenden mutmaßli—

chen ■illen zur Zeit der Beitragsentrichtung an (ESG SozR

RVG € 1264 aF Nr„ 5)„ Geht man von diesen in ständiger Recht—

sprechung angehandten Grundsätzen aus‚ so sind die mit Ent—

wertungsdaten von Januar 1957 bis November 1959 versehenen

Monatsbeitr'gsmarken nicht den bezeichneten Monaten, sondern

-dem ;eweils folgenden Monat zuzurechnena Die hlägerin hatte
nämlich den Monat Januar 1957 bereits mit einem Wochenbei—

trag belegt, der sowohl nach % 1262 Abs() 2 RVG aF als auch

nach €-1250 Abs„ 2 BVG nF einem Beitrag für einen vollen Ka—
lendermonat gleichkam„ Es entsprach nicht ihrem wohlverstan—

denen Interesse und deshalb auch nicht ihrem mutmaßlichen Wil—.

len, diesen Monat auch noch mit einem Monatsbeitrag zu belegen;

denn für sie kam es in erster Linie auf die Erfüllung der War—

tezeit und erst in zweiter Linie auf eine Erhöhung der Bei—

tragsleistung ano Gegen die Wirksaikeit des für Januar 1957

entriehteten Wochenbeitrags bestehen, obwohl seit der mit dem

1° Januar 1957 in Kraft getretenen Neuregelung nur noch Mo—

natsbeiträge vorgesehen sind (5 1588 RVG nF)‚ keine Bedenken;
denn v r der Verkündung des ArVNG waren für die ArV keine an—
deren Werte als Wochenbeitragsmarken erhältlich (vgl. Jantz/

Zweng, Das neue Recht der Rentenversicherung der Arbeiter und
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der Angestellten, Erl° zu @ 1587 EVO; Verbandskommentar, Erl°

1 zu 5 1587 und Erl° zu 5 1588 RVG)° Ist es somit gerechtfer—
tigt, die für Januar 4957 entwertete Beitrabsmarke dem Monat

Februar zuzürechnen und dementsprechend auch die folgenden Bei—

träge jeweils um einen Monat zu verschieben, so erreicht die

Klägerin die erf rderlichen 60 Eeitragsmonate„ Auf eine Ent—

scheidung, ob die teilweise zweifache Beleöung des Monats De—

zember 1956 zu einer weiteren Verschiebung der Beitragszeiten

führen kann, kommt es hiernach nicht mehr ano

Die Revision der Beklagten ist unbegründet und muß zurückge—

wiesen werden„

Die KoStenentscheidung ergeht in Anwendung des 5 195 des So—‘

zielgerichtsgesetzeso
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